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Bürgerbeteiligung in Bonn 



 

Partizipation – Warum?  

Partizipation gehört zu den zentralen Grundlagen von Demokratie  

Kompetenzen/Ressourcen der Bürgerinnen und Bürger nutzen 

Nutzen  

 verbesserte Qualität der Leistungen und Projekte  

 ausgewogene Lösungen  

 höhere Transparenz von Prozessen  

 größere Akzeptanz von Entscheidungen  

 mehr Identifikation der Bevölkerung mit ihrem Lebensumfeld  

 Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements  

(aus dem einstimmigen Beschluss des Bonner Stadtrats zur 

Einrichtung einer Koordinationsstelle Bürgerbeteiligung 12/2009) 
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Bürgerbeteiligung in Bonn 

 Bürgerbeteiligung ist in Bonn der Oberbegriff für alle 

Maßnahmen und Initiativen, die eine aktive Mitwirkung 

der Bürgerinnen und Bürger an Entscheidungsprozessen 

ermöglichen sollen. 

  

 Formale Bürgerbeteiligungen sind Verfahren, deren 

Rechtsgrundlagen verbindliche Verpflichtungen zur 

Verfahrensdurchführung beinhalten 

 

 - Bürgerantrag, Einwohnerantrag,  

 - Bürgerbegehren, Bürgerentscheid 

 - Beteiligung der Öffentlichkeit in der Bauleitplanung 

 

 - Informationsfreiheitsgesetz, Umweltinformationsgesetz 
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Bürgerbeteiligung in Bonn 

 Informelle Bürgerbeteiligungen 

  

 sind Verfahren, die nicht gesetzlich geregelt 

sind oder die nur wenige Merkmale rechtlicher 

Formalisierung aufweisen. Über die 

Anwendung solcher Verfahren entscheidet die 

Kommune in der Regel selbst. Sie bieten die 

Chance der Anpassung an die konkrete 

Situation vor Ort.  
  



Bürgerbeteiligung in Bonn 

Historie 

 

•Nach der Kommunalwahl 2009 Einrichtung eines 

Ausschusses für Bürgerbeteiligung mit 

weitreichenden Kompetenzen (Politik) sowie einer 

Projektstelle „Neue Formen der Bürgerbeteiligung 

in Bonn“ (OB) 

 

•02/2010 Grundsatzbeschluss der Politik zur 

Weiterentwicklung der Bürgerbeteiligung 
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Bürgerbeteiligung in Bonn 



Bürgerbeteiligung in Bonn 

• seit 2011 Durchführung von Einzelprojekten 

 - Jugendplanungszelle Stadtteilgestaltung 

 - Stadtteilkonferenzen zu speziellen Themen 

 - Lärmaktionsplanung (mit Onlinebeteiligung, Medienmix) 

 - Bürgerforum Bonner Bürgerprogramm 

 - Masterplan Innenstadt (mit Onlinebeteiligung, Medienmix) 

 - Runde Tische Kulturkonzept 

  (mit Onlinebeteiligung, Medienmix) 

 - Umfrage zur Bäderschließung 

  (mit Onlinebeteiligung, Medienmix) 

 - Bürgerbeteiligung am Haushalt 

   (mit Onlinebeteiligung, Medienmix) 

 

• 03/2012 Beschluss zur Entwicklung von Leitlinien für die 

Bürgerbeteiligung  



Bürgerbeteiligung in Bonn 

Beweggrund und Ziel für die Entwicklung der Leitlinien: 
 

  

•Der Partizipation einen verlässlichen 

Rahmen geben und damit die 

Voraussetzungen für die Entstehung einer 

Beteiligungskultur zu schaffen 



Bürgerbeteiligung in Bonn 

Agenda der Leitlinienentwicklung 

•Definition – Was ist Bürgerbeteiligung? 

•Qualitätskriterien – Was ist gute Bürgerbeteiligung? 

•Der Weg hin zum konkreten Beteiligungsprozess 

•Umsetzung konkreter Beteiligungsvorhaben 

•Ergebnisumsetzung und Nachbereitung von 

Beteiligungsprozessen 

•Rahmensetzungen bei der Realisierung von 

Bürgerbeteiligung in Bonn 

•Die verschiedenen Akteure und ihre Zuständigkeiten 
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Orientierung und Rahmensetzung bei der 

Entwicklung der Leitlinien 

  

Qualitäts- 

anforderungen 

Prozess- 

steuerung 

Gestaltung der 

Beteiligungs- 

prozesse 
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Zehn Qualitätskriterien Bürgerbeteiligung 
 

1.   Einbindung der Bonner Einwohnerinnen und 

      Einwohner  

2.   Frühzeitige Beteiligung der Einwohnerinnen und 

      Einwohner  

3.   Klare Zielsetzungen & Ergebnisoffenheit  

4.   Sorgfältige Prozessgestaltung  

5.   Ermutigung zur Mitwirkung 

6.   Transparente Gestaltung der Bürgerbeteiligungs- 

      prozesse  

7.   Fairness & Spielregeln in Beteiligungsprozessen 

8.   Gemeinsame Verantwortung der Akteure 

9.   Verlässlicher Umgang mit den Ergebnissen der 

      Beteiligung  

10.  Auswertung & Weiterentwicklung der Leitlinien  



13 

  Lernen aus Erfahrung 

• Der Beirat Bürgerbeteiligung diskutiert regelmäßig 

  die Auswertungsergebnisse (Evaluation) der 

  Beteiligungsprozesse. 

• Der Beirat formuliert seine Folgerungen im Hinblick 

  auf die Leitlinien, entwickelt Vorschläge für die 

  Weiterentwicklung und macht Veränderungs- 

  vorschläge.  

• Diese Vorschläge werden in öffentlicher Sitzung vom 

  Bürgerbeteiligungsausschuss diskutiert und  

  ggfs. beschlossen. 
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• Online-Diskussionen, Online-Abstimmungen, Online-

Petitionen, Online-Kampagnen sind konkrete 

Möglichkeiten der Beteiligung und der politischen 

Einflussnahme der Bürgerinnen und Bürger. Darin liegt 

das demokratische Potenzial des Internets. 

• Die stetig wachsende Nutzung von interaktiven 

Möglichkeiten, wie sie mit dem Begriff Web 2.0 

zusammengefasst werden, ermöglicht außerdem andere, 

direkte Kommunikationen zwischen einer Vielzahl von 

Personen. Und öffnet damit auch weitere Möglichkeiten 

der Interaktivität in konkreten Beteiligungsprojekten. 

  

e-partizipation als Teil der Gesamtstrategie 
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Einschränkungen 

Für Nutzergruppen mit geringer Kompetenz im Umgang mit 
den Möglichkeiten politischer Kommunikation und 
Information im Netz (aufgrund des sozioökonomischem 
Status, Bildungsabschlusses, Alters) sowie der bewussten 
„Netzverweigerer“ kann das Internet als Quelle politischer 
Information und Teilhabe verschlossen bleiben (insgesamt 
derzeit etwa 25 % der Bevölkerung). 

Die Offenheit des Netzes impliziert als negative 
Begleiterscheinung auch einen Mangel an Instanzen der 
Qualitätssicherung. Die Bewertung der Zuverlässigkeit und 
Seriosität der vielfältigen im Netz verfügbaren Informationen 
und Quellen und entsprechende Selektionsprozesse 
könnten nicht nur für die Nutzergruppen mit geringer 
Kompetenz zu Problemen werden.  

 



16 

  Medienmix ist wichtig 

Online-Beteiligungen allein – sei es über Liquid Feedback 

oder über Web.2.0 Anwendungen – reichen für eine 

gelungene Bürgerbeteiligung nicht aus, dafür braucht es 

nach wie vor auch das direkte Gespräch, den konkreten 

Kontakt mit der „Basis“, den Bürgerinnen und Bürgern.  

Damit Demokratie tatsächlich im Fluss bleibt, braucht es 

verschiedene Werkzeuge, die modular miteinander 

kombiniert werden können. 
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e-partizipation am Beispiel „Bonn packt‘s an“ 

 

Bürgerdialog zum Haushalt 
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Historie 

 

 Bonn agiert seit Jahren an der Grenze eines gerade 
noch genehmigungsfähigen Haushalts. Derzeitiger 
Eigenkapitalverzehr bis 2015 im Durchschnitt jährlich ca. 
75 Mio. Euro.  

  

 In den Jahren 2005, 2006/2007, 2008/2009 
(Doppelhaushalte) und 2010 wurden Bürgerhaushalte 
durch folgende Maßnahmen umgesetzt:   

• Herausgabe einer Bürgerbroschüre zum jeweiligen HPL-
Entwurf als Printmedium (Auflage: 8.000) und im Internet. 

• Durchführung einer zentralen Informationsveranstaltung 
nach Einbringung des Haushaltsplanentwurfs. 

• Durchführung von vier dezentralen Veranstaltungen in 
den Bonner Stadtbezirken. 

• Ergänzende Bürgerbeteiligung über Fragebögen u. eine 
zentrale e-Mailadresse. 



19 

Beschlusslage 
 

• Politischer Beschluss, Bürgerbeteiligung am Haushalt unter 
Konsolidierungsaspekt im Wesentlichen als E-Partizipation 
durchzuführen. 

• Konsolidierungsvorschläge werden durch die Verwaltung 
vorgegeben. 

• Einholen von Bürgerfeedback zu diesen Spar- und 
Einnahmeerhöhungsvorschlägen. 

• Zusätzlich werden Bürger/innen aufgefordert, eigene 
Vorschläge zu formulieren und zu bewerten. 

• Alle Vorschläge werden von den Bürgerinnen und Bürgern 
bewertet und können kommentiert werden. Die Verwaltung 
beantwortet während der Onlinephase Fragen der Bürgerinnen 
und Bürger und/oder reagiert auf Kommentare. 

• Die Ergebnisse der Verwaltungsvorschläge sowie die 
bestbewerteten Bürgervorschläge werden im 
Haushaltsberatungsverfahren berücksichtigt. 

• Rechenschaftslegung nach Verabschiedung des Haushalts. 
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Beschlusslage Ziele 
 

• Niedrigschwellige, breite Beteiligung 
 

• Information der Bürgerinnen und Bürger über die 
finanzielle Situation der Stadt Bonn – warum weiter 
gespart und Schwerpunkte gesetzt werden müssen. 
Langfristiges Ziel: Transparenz des Haushalts 
 

• Prioritätensetzung und Vorschläge aller Teilnehmenden 
(„Bürgerwissen“) als Beratung für den politischen 
Entscheidungsprozess. 
 

• Rat entscheidet mit Verabschiedung des Haushalts 
 

• Elektronische Bürgerbeteiligung als zusätzliches 
Beratungsinstrument für Politik und Verwaltung. 
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Interne Strukturen 
 

• Federführung nicht in der Kämmerei, sondern im 
OB-Dezernat, Fachbereich Bürgerbeteiligung 

• Politisches Entscheidungsgremium 
Bürgerbeteiligungsausschuss 

• Lenkungsgruppe: Vertreter Fraktionen, FB 
Bürgerbeteiligung, Kämmerei, Organisationsamt,  
Presseamt 

• Arbeitsgruppe FB Bürgerbeteiligung, Kämmerei, 
Organisationsamt,  Presseamt, externes 
Beratungsunternehmen 
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Interne Strukturen 
 

Koordinatorinnen/Koordinatoren in den Dezernaten 

 

• Schnittstellen, an denen die Konsolidierungsvorschläge 
der jeweiligen Fachämter gesammelt und innerhalb des 
Dezernats koordiniert werden. 

• Während der Durchführung der Bürgerbeteiligung findet 
hier die Koordination innerhalb der jeweiligen Dezernate 
(Abstimmung, Redaktion und Freigabe) für das 
kurzfristige Einspeisen weiterer Informationen in den 
Prozess (Erläuterungen, Stellungnahmen) statt 
(Redaktionsgruppe). 

• Nach der Durchführung der Bürgerbeteiligung 
synchronisieren die Koordinatoren die Erarbeitung der 
Stellungnahmen zu den bestbewerteten 
Bürgervorschlägen innerhalb ihrer Dezernate. 
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Konzept „Zugang für alle“ 

 
• Call-Center wird eingebunden für Entgegennahme von 

Bürgervorschlägen. 

• Schriftl. Rückmeldungen der Bürgerinnen und Bürger 
werden in das Verfahren integriert.    

• Öffentliche Internetzugänge für die Bürgerbeteiligung 
stehen zur Verfügung: Bürgerämter 
(Bezirksverwaltungsstellen), Tourist Information, 
Bürgerbüro. Innerhalb vorher festgelegter Zeiträume wird 
eine Betreuung vor Ort gewährleistet (durch städt. 
Personal). Zeiten und Orte werden öffentlich bekannt 
gemacht.  
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Besonderheiten 

 

• Offenlegung aller Daten zum Produkthaushalt – und 

erstmals kombiniert – (gibt es so noch nicht in anderen 

Bürgerhaushalten, Bonner Alleinstellungsmerkmal) mit 

der Möglichkeit, Vorschläge einzureichen (Zielsetzung: 

weniger, dafür durch Informationen qualifizierte 

Bürgervorschläge); 

• Erstmals nutzerfreundliche Aufbereitung des 

Produkthaushaltes: höhere Transparenz zum Aufbau und 

den Zahlen des Haushaltes durch interaktive Grafik; 

• Ein großer Schritt in Richtung der von vielen Seiten 

geforderten Offenlegung von Daten öffentlichen 

Interesses; 

• Verbesserte, transparentere Rechenschaftslegung und 

jahrgangsübergreifende Archivierung der Vorschläge. 
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Bewertung 2011  

 

• Großer Beteiligungserfolg: Bereinigt 12.377 registrierte 
Teilnehmende (4%), hohe „echte“ Besucherzahlen 
(191.000) , 1.494 Bürgervorschläge, 12.700 Kommentare 

• Große Transparenzinitiative und Öffentlichkeitsarbeit für 
das Haushaltsplanverfahren 

• Portal wurde intensiv als Kommunikationsforum im 
Dialog mit Verwaltung genutzt 

• Als breiter Einstieg in die elektronische Bürgerbeteiligung 
gelungen 

• Umfassende Beratung der bestbewerteten 108 
Bürgervorschläge und der von den Bürgerinnen und 
Bürgern bewerteten 108 Diskussionsvorschläge der 
Verwaltung über einen Zeitraum von fast drei Monaten in 
mehr als 40 Ausschuss- und Bezirksvertretungs-
sitzungen 
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Bürgerdialog zum Haushalt 

Bürgerdialog zum Haushalt im Kontext bereits 

getroffener Beschlüsse zur Bürgerbeteiligung  

 

•Bestandteil der „4 Säulen“ der Bürgerbeteiligung, 
wie sie im Bürgerausschuss am 10.11.2011 
beschlossen wurden: 

 - Online-Dialogportal 

 - Arbeitsgruppe Leitlinien zur Bürgerbeteiligung 

 - Bürgerdialog zum Haushalt 

 - Stadt(teil)konferenzen 
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Bürgerdialog zum Haushalt 

Bewertung  - Bürgervorschläge  

 

• 45 der 108 Bürgervorschläge wurden befürwortet und/oder 
werden bereits umgesetzt. Diese Vorschläge haben ein 
Einsparvolumen bis 2015 von derzeit ca. 460.000 Euro. 

• Das durch diese Einsparvorschläge erreichbare 
Gesamtvolumen lässt sich noch nicht abschließend 
darstellen, da viele Einsparungen erst mittel- bis langfristig 
Wirkung zeigen und eine Prognose kaum möglich ist (z.B. 
Energieeinsparmaßnahmen oder Kostenreduzierungen 
durch verändertes Mobilitätskonzept der Verwaltung). 

• 43 Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger werden weiter 
geprüft und beinhalten ebenfalls noch weiteres 
Sparpotential. 10 Bürgervorschläge werden laut 
Ratsbeschluss nicht umgesetzt, z.B. die Streichung von 
Maßnahmen zur Förderung des Brauchtums (Karneval) 
oder der Verzicht auf die Beflaggung am Platz der Vereinten 
Nationen. 

• 10 Bürgervorschläge sind nicht umsetzbar 

5 
Bewertung 
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Bürgerdialog zum Haushalt 

Bewertung 2 - Diskussionsvorschläge  

 

• Von den 108 Diskussionsvorschlägen der Verwaltung 
wurden 49 Vorschläge durch die Bürgerinnen und Bürger 
mit „Pro“ bewertet, einer Einsparung bzw. 
Einnahmeerhöhung wurde damit zugestimmt. 

• Von diesen 49 werden 30 Vorschläge umgesetzt. Mit 
diesen 30 Vorschlägen ist eine Zustimmung der am 
Verfahren beteiligten Bürgerinnen und Bürger zu 
Einsparungen bzw. Einnahmeerhöhungen in Höhe von 
rd. 14,5 Mio. Euro verbunden. 

• 19 der mit „pro“ bewerteten Diskussionsvorschläge 
werden derzeit nicht umgesetzt oder befinden sich noch 
in der Prüfung. 

5 
Bewertung 
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Bürgerdialog zum Haushalt 

Bewertung 2 - Diskussionsvorschläge  

 

• 59 Diskussionsvorschläge wurden von den Bürgerinnen 
und Bürgern mit „contra“ bewertet, eine Einsparung bzw. 
Einnahmeerhöhung wurde damit abgelehnt. 

• Von diesen 59 Vorschlägen werden 13 Vorschläge 
umgesetzt. Mit diesen 13 Vorschlägen sind 
Einsparungen bzw. Einnahmeerhöhungen in Höhe von 
rd. 12,8 Mio. Euro verbunden. Darin enthalten sind 3,5 
Mio. Euro Reduzierung Betriebsmittelzuschuss Theater 
sowie 8 Mio. Euro Erhöhung Hebesatz Grundsteuer B ab 
2013, die unter dem Vorbehalt der Nichtumsetzung steht, 
falls die finanzielle Situation der Stadt dies zulässt. 

• 46 der mit „contra“ bewerteten Diskussionsvorschläge 
werden derzeit nicht umgesetzt bzw. befinden sich noch 
in der Prüfung. 

5 
Bewertung 
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Bürgerdialog zum Haushalt 

Bewertung 3  

 

• Konsolidierungsvorgaben waren im Grunde nicht 
erreichbar (erreicht wurden 45,3 von 230 Mio. Euro) 

• Viele Vorschläge aus Sicht der Verwaltung nicht 
konkret bezifferbar 

• Zusätzliche Verwaltungsbelastung durchschnittlich 
je Dezernat (6) rund 60 Std. monatlich für ½ Jahr 

•Gesamtkosten 85.620 Euro (72.620 Portal inkl. 
externer Moderation, 13.000 Öffentlichkeitsarbeit), 
Personalkosten rd. 200.000 Euro inkl. Projektleitung 
Bürgerbeteiligung 

5 
Bewertung 


